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Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern 
2024 und 2025

Der Kantonsrat des Kantons Solothurn

gestützt auf Artikel 132 bis 134 der Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 
8. Juni 1986[BGS 111.1.]
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom (RRB 
Nr. 2023/ )

beschliesst:

I.

Der Erlass Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) vom 
1. Dezember 1985 (Stand 1. Januar 2023) wird wie folgt geändert:

§  19
6. Haftung und Mithaftung für die Steuer

1 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, haften soli-
darisch für die Gesamtsteuer. Jeder Gatte haftet jedoch nur für seinen Anteil an 
der Gesamtsteuer, wenn einer von beiden zahlungsunfähig ist. Ferner haften sie 
solidarisch für denjenigen Teil der Gesamtsteuer, der auf das Kindereinkommen 
und Kindervermögen entfällt.

1bis Bei rechtlich oder tatsächlich getrennter Ehe entfällt die Solidarhaftung auch 
für alle noch offenen Steuerschulden.

https://bgs.so.ch/data/111.1/de
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2 Mit dem Steuerpflichtigen haften solidarisch

a) die unter elterlicher Sorge stehenden Kinder für ihren Anteil an der Gesamt-
steuer;

b) die Personen, die geschäftliche Betriebe oder Betriebsstätten im Kanton auflö-
sen oder solothurnische Grundstücke oder durch solche gesicherte Forderun-
gen veräussern oder verwerten, bis zum Betrage des Liquidationsergebnisses, 
wenn der Steuerpflichtige keinen steuerrechtlichen Wohnsitz in der Schweiz 
hat;

c) Käufer und Verkäufer einer im Kanton gelegenen Liegenschaft bis zu 3% der 
Kaufsumme für die vom Händler oder Vermittler aus dieser Tätigkeit geschulde-
ten Staats- und Gemeindesteuern, wenn der Händler oder Vermittler in der 
Schweiz keinen steuerrechtlichen Wohnsitz hat.

3 Mit dem Steuernachfolger, der keinen steuerrechtlichen Wohnsitz in der 
Schweiz hat, haften für die noch nicht bezahlten rechtskräftigen Steuern des Erb-
lassers solidarisch der Erbschaftsverwalter und der Willensvollstrecker bis zur 
Höhe des Nachlassvermögens. Die Haftung entfällt, wenn der Mithaftende nach-
weist, dass er alle nach den Umständen gebotene Sorgfalt angewendet hat.

4 Die Mithaftung wird dem Grundsatz und der Höhe nach durch Verfügung des 
Kantonalen Steueramtes festgestellt. Gegen die Verfügung kann Einsprache, ge-
gen den Einspracheentscheid kann Rekurs beim Kantonalen Steuergericht erho-
ben werden.

§  29
6. Renten und andere wiederkehrende Einkünfte

1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenver-
sicherung sowie Renten und andere wiederkehrende Einkünfte aus Wohnrecht, 
Nutzniessung oder Verpfründung.

2 Leibrenten sowie Einkünfte aus Verpfründung sind zu 40% steuerbar. 2 Leibrentenversicherungen sowie Leibrenten- und Verpfründungsverträge sind 
im Umfang ihres Ertragsanteils steuerbar. Dieser bestimmt sich wie folgt:
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a) Bei garantierten Leistungen aus Leibrentenversicherungen, die dem Bundes-
gesetz über den Versicherungsvertrag vom 2. April 1908[SR 221.229.1.] (Ver-
sicherungsvertragsgesetz, VVG) unterstehen, ist der im Zeitpunkt des Vertrags-
abschlusses auf der Grundlage von Artikel 36 Absatz 1 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes vom 17. Dezember 2004[SR 961.01.] bestimmte maximale tech-
nische Zinssatz (m) während der gesamten Vertragsdauer massgebend:

1. Ist dieser Zinssatz grösser als null, so berechnet sich der Ertragsanteil, auf den 
nächstliegenden ganzen Prozentwert auf- oder abgerundet, wie folgt:

. Ertragsanteil = [1 - ((1 + m)^22 - 1) / (22 × m × (1 + m)^23)] × 100%

2. Ist dieser Zinssatz negativ oder null, so beträgt der Ertragsanteil null Prozent.

b) Bei Überschussleistungen aus Leibrentenversicherungen, die dem VVG unter-
stehen, entspricht der Ertragsanteil 70 Prozent dieser Leistungen.

c) Bei Leistungen aus ausländischen Leibrentenversicherungen, aus Leibrenten- 
und aus Verpfründungsverträgen ist die Höhe der um 0.5 Prozentpunkte erhöh-
ten annualisierten Rendite zehnjähriger Bundesobligationen (r) während des 
betreffenden Steuerjahres und der neun vorangegangenen Jahre massgebend:

1. Ist diese Rendite grösser als null, so berechnet sich der Ertragsanteil, auf den 
nächstliegenden ganzen Prozentwert auf- oder abgerundet, wie folgt:

. Ertragsanteil = [1 - ((1 + r)^22 - 1) / (22 × r × (1 + r)^23)] × 100%

2. Ist diese Rendite negativ oder null, so beträgt der Ertragsanteil null Prozent.

§  41
5. Allgemeine Abzüge

1 Von den Einkünften werden abgezogen

https://db.clex.ch/link/Bund/961.01/de
https://db.clex.ch/link/Bund/221.229.1/de
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a) die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach den §§ 26 bis 27 steuerbaren 
Vermögenserträge und weiterer 50'000 Franken; davon ausgenommen sind die 
Schuldzinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft einer an ihrem Kapital 
massgeblich beteiligten oder ihr sonst nahestehenden natürlichen Person zu 
Bedingungen gewährt, die erheblich von den im Geschäftsverkehr unter Dritten 
üblichen Bedingungen abweichen;

b) die dauernden Lasten sowie 40% der bezahlten Leibrenten; b) die dauernden Lasten sowie der Ertragsanteil nach § 29 Absatz 2 Buchstabe c 
der Leistungen aus Leibrenten- und Verpfründungsverträgen;

c) 1000 Franken vom niedrigeren Erwerbseinkommen bei in rechtlich und tat-
sächlich ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten, wenn beide Ehegatten unab-
hängig voneinander ein Erwerbseinkommen erzielen; ein gleicher Abzug ist zu-
lässig bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft oder 
Gewerbe des andern Ehegatten;

d) die nachgewiesenen Kosten für die Drittbetreuung von Kindern, die das 14. Al-
tersjahr noch nicht vollendet haben und die mit der steuerpflichtigen Person, die 
für ihren Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt leben, soweit diese Kosten in di-
rektem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder Erwerbsunfä-
higkeit der steuerpflichtigen Person stehen, höchstens jedoch 25'000 Franken 
je Kind;

e) …

f) die laufenden Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen oder den unter den Vor-
aussetzungen von § 14 Absatz 1 getrennten Ehegatten sowie die Unterhalts-
beiträge an den andern Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge stehen-
den Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer familienrechtlicher Un-
terhalts- oder Unterstützungspflichten;

g) die gesetzlichen Beiträge an die eidgenössische Alters- und Hinterlassenen-
versicherung, Invalidenversicherung, Arbeitslosenversicherung, obligatorische 
Unfallversicherung und Erwerbsersatzordnung;
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h) die von Arbeitnehmern und Selbständigerwerbenden nach Gesetz, Statut oder 
Reglement geleisteten Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von An-
sprüchen aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge nach Massgabe des Bun-
desrechts; der Regierungsrat erlässt, soweit erforderlich, ergänzende Bestim-
mungen, insbesondere über den Einkauf von Beitragsjahren;

i) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von vertraglichen Ansprüchen aus 
anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge im Sinne und im Umfang 
von Artikel 82 des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 1982[SR 831.40.];

k) die nachgewiesenen Krankheits- und Unfallkosten des Steuerpflichtigen und 
der von ihm unterhaltenen Personen, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt und diese 5% des Reineinkommens übersteigen;

l) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten, wenn sie 
im Jahr insgesamt 100 Franken erreichen, höchstens jedoch 20 % der um die 
Aufwendungen (§§ 33-41) verminderten Einkünfte,

1. an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentli-
chen oder gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 
Abs. 1 Bst. i), sowie

2. an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten, soweit diese von der Steu-
erpflicht befreit sind (§ 90 Abs. 1 Bst. a-c);

m) die behinderungsbedingten Kosten des Steuerpflichtigen oder der von ihm un-
terhaltenen Personen mit Behinderungen im Sinne des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes vom 13. Dezember 2002, soweit der Steuerpflichtige die Kosten 
selber trägt.

n) die Mitgliederbeiträge und Zuwendungen bis zum Gesamtbetrag von 
20'000 Franken an politische Parteien, die im Parteiregister nach Artikel 76a 
des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976[SR 
161.1.] eingetragen oder in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder in 
einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlaments mindestens 
3% der Stimmen erreicht haben;

https://db.clex.ch/link/Bund/161.1/de
https://db.clex.ch/link/Bund/831.40/de
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o) von den einzelnen Gewinnen aus der Teilnahme an Geldspielen, die nicht 
nach § 32 Absatz 1 Buchstaben m bis p steuerfrei sind, werden 5%, jedoch 
höchstens 5'000 Franken, als Einsatzkosten abgezogen;

obis) von den einzelnen Gewinnen aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspie-
len nach § 32 Absatz 1 Buchstabe n werden die vom Online-Spielerkonto abge-
buchten Spieleinsätze im Steuerjahr, jedoch höchstens 25'000 Franken abge-
zogen;

p) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der 
Umschulungskosten, bis zum Gesamtbetrag von 12‘000 Franken, sofern

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder

2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten 
bis zum ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II handelt.

2 Abziehbar sind ferner die Einlagen, Prämien und Beiträge für Lebensversiche-
rungen, Kranken- und Unfallversicherung, die nicht unter Absatz 1 Buchstabe g 
fallen,

a) bis zu 5'000 Franken für Steuerpflichtige, die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben;

a) bis zu 5'500 Franken für Steuerpflichtige, die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben;

b) bis zu 2'500 Franken für alle andern Steuerpflichtigen; b) bis zu 2'750 Franken für alle andern Steuerpflichtigen;

c) zusätzlich bis zu 650 Franken für jedes Kind, für das ein Abzug nach § 43 Ab-
satz 1 Buchstabe a gewährt wird.

c) zusätzlich bis zu 725 Franken für jedes Kind, für das ein Abzug nach § 43 Ab-
satz 1 Buchstabe a gewährt wird.

Diesen Leistungen sind Zinsen von Sparkapitalien des Steuerpflichtigen und der 
von ihm in der Steuerpflicht vertretenen Personen gleichgestellt.

3 Für Steuerpflichtige, die keine Einlagen, Prämien oder Beiträge im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe h oder i leisten, erhöhen sich die Abzüge nach Absatz 2 um 
die Hälfte.

4 Nicht abziehbar sind die übrigen Kosten und Aufwendungen, insbesondere
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a) die Aufwendungen für den Unterhalt des Steuerpflichtigen und seiner Familie, 
unter Einschluss der Wohnungsmiete;

b) der durch die berufliche Stellung des Steuerpflichtigen bedingte Privataufwand;

c) die Ausgaben für Bussen in Disziplinar-, Steuer- und Strafverfahren sowie die 
Kosten solcher Verfahren;

d) die Aufwendungen für Schuldentilgung;

e) die Aufwendungen für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von 
Vermögensgegenständen;

f) Einkommens-, Grundstückgewinn- und Vermögenssteuern von Bund, Kantonen 
und Gemeinden und gleichartige ausländische Steuern;

g) Kapitalverluste auf Privatvermögen.

§  45
2. Teuerung und kalte Progression

1 Der Regierungsrat passt bei jedem Anstieg der Teuerung um 5% seit Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes oder seit der letzten Anpassung die Tarifstufen in § 44, die 
allgemeinen Abzüge in § 41 und die Sozialabzüge in § 43 sowie den Mindestbe-
trag in § 20 Absatz 4 dem Stand des Landesindexes der Konsumentenpreise an.

1 Bei der Einkommenssteuer der natürlichen Personen werden die Folgen der 
kalten Progression durch die gleichmässige Anpassung der Tarifstufen und der in 
Frankenbeträgen festgesetzten Abzüge vom Einkommen voll ausgeglichen. Die 
Beiträge sind auf 100 Franken auf- oder abzurunden.

2 Massgebend ist der Indexstand ein Jahr vor Beginn der Steuerperiode, erstmals 
am 31. Dezember 2023; die Anpassung erfolgt frühestens auf die Steuerperiode 
2025.

2 Der Regierungsrat passt die Tarifstufen in § 44 und die in Frankenbeträgen fest-
gesetzten Abzüge vom Einkommen sowie den Mindestbetrag in § 20 Absatz 4 
jährlich durch Verordnung an den Landesindex der Konsumentenpreise an. 
Massgebend ist der Indexstand am 30. Juni vor Beginn der Steuerperiode. Bei 
negativem Teuerungsverlauf ist eine Anpassung ausgeschlossen. Der auf eine 
negative Teuerung folgende Ausgleich erfolgt auf der Basis des letzten Aus-
gleichs.

§  67
4. Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte im Privatvermögen

1 Für Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte mit Kurswert gilt dieser 
als Verkehrswert.
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2 Für Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte ohne Kurswert ist der 
Verkehrswert zu schätzen, wobei für Beteiligungsrechte der Ertrags- und Sub-
stanzwert des Unternehmens angemessen zu berücksichtigen sind.

2bis Bei Mitarbeiterbeteiligungen, die im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkommen be-
steuert werden, wird einer Sperrfrist mit einem angemessenen Einschlag vom 
Verkehrswert Rechnung getragen.

2ter Gesperrte oder nicht börsenkotierte Mitarbeiteroptionen sowie unechte Mitar-
beiterbeteiligungen unterliegen nicht der Vermögenssteuer, sind jedoch ab Zutei-
lung im Wertschriftenverzeichnis aufzuführen.

3 Ist die Summe der Erträge aus Wertpapieren, Forderungs- und Beteiligungs-
rechten in der Steuerperiode, kapitalisiert zu dem am Ende der Steuerperiode 
geltenden durchschnittlichen Zinssatz für Spareinlagen, niedriger als der Ver-
kehrswert, so gilt das Mittel beider Werte als Vermögenssteuerwert.

3 Aufgehoben.

4 Bei Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz ist die 
Wertdifferenz zwischen den Gesamtaktiven der kollektiven Kapitalanlage und ih-
rem direktem Grundbesitz steuerbar.

§  84
I. Steuerpflichtige juristische Personen

1 Als juristische Personen werden besteuert

a) die Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, Kommanditaktiengesellschaf-
ten und Gesellschaften mit beschränkter Haftung) und die Genossenschaften. 
Die Investmentgesellschaften mit festem Kapital nach Artikel 110 KAG[SR 
951.31.] werden als Kapitalgesellschaften besteuert;

b) die Vereine, die Stiftungen und die übrigen juristischen Personen. Den übrigen 
juristischen Personen sind die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grund-
besitz gemäss Artikel 58 KAG gleichgestellt.

b) die Vereine, die Stiftungen und die übrigen juristischen Personen. Den übrigen 
juristischen Personen sind die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grund-
besitz gemäss Artikel 58 oder 118a KAG gleichgestellt.

2 Ausländische juristische Personen sowie die nach § 17 steuerpflichtigen aus-
ländischen Handelsgesellschaften und Personengesamtheiten werden den inlän-
dischen juristischen Personen gleichgestellt, denen sie rechtlich und tatsächlich 
am ähnlichsten sind.

https://db.clex.ch/link/Bund/951.31/de
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§  97
II. Steuerberechnung
1. Im Allgemeinen

1 Die Gewinnsteuer beträgt 4.4% des steuerbaren Reingewinns.

2 Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken werden nicht besteu-
ert, sofern sie höchstens 20‘000 Franken betragen und ausschliesslich und unwi-
derruflich diesen Zwecken gewidmet sind.

3 Gewinne unter 5'000 Franken von Vereinen, Stiftungen und übrigen juristischen 
Personen werden nicht besteuert.

§  107
II. Steuerberechnung

1 Die Kapitalsteuer beträgt 0,8 Promille des steuerbaren Eigenkapitals, mindes-
tens jedoch 200 Franken bei persönlicher Zugehörigkeit und 100 Franken bei nur 
wirtschaftlicher Zugehörigkeit.

2 Das Kapital von juristischen Personen mit ideellen Zwecken wird nicht besteu-
ert, sofern es höchstens 200‘000 Franken beträgt und ausschliesslich und unwi-
derruflich diesen Zwecken gewidmet ist.

2bis Das Kapital von Vereinen, Stiftungen und übrigen juristischen Personen wird 
nicht besteuert, sofern es höchstens 200'000 Franken beträgt.

3 Die Gewinnsteuer wird an die Kapitalsteuer angerechnet.

§  143
2. Bescheinigungspflicht Dritter

1 Gegenüber dem Steuerpflichtigen sind zur Ausstellung schriftlicher Bescheini-
gungen verpflichtet

a) Arbeitgeber über ihre Leistungen an Arbeitnehmer;

b) …



- 10 -

          

c) Gläubiger und Schuldner über Bestand, Höhe, Verzinsung und Sicherstellung 
von Forderungen;

d) Versicherer über den Rückkaufswert von Versicherungen und über die aus 
dem Versicherungsverhältnis ausbezahlten oder geschuldeten Leistungen;

d) Versicherer über den Rückkaufswert von Versicherungen und über die aus 
dem Versicherungsverhältnis ausbezahlten oder geschuldeten Leistungen; bei 
Leibrentenversicherungen, die dem VVG unterstehen, müssen sie zusätzlich 
das Abschlussjahr, die Höhe der garantierten Leibrente, den gesamten steuer-
baren Ertragsanteil nach § 29 Absatz 2 sowie die Überschussleistungen und 
den Ertragsanteil aus diesen Leistungen nach § 29 Absatz 2 Buchstabe b aus-
weisen;

e) Treuhänder, Vermögensverwalter, Pfandgläubiger, Beauftragte und andere 
Personen, die Vermögen des Steuerpflichtigen in Besitz oder in Verwaltung ha-
ben oder hatten, über dieses Vermögen und seine Erträgnisse;

f) Personen, die mit dem Steuerpflichtigen Geschäfte tätigen oder getätigt haben, 
über die beiderseitigen Ansprüche und Leistungen;

g) …

2 Unterlässt es der Steuerpflichtige trotz Mahnung, die nötigen Bescheinigungen 
beizubringen, so kann sie die Veranlagungsbehörde vom Dritten einfordern. Das 
gesetzlich geschützte Berufsgeheimnis bleibt vorbehalten.

§  145
4. Meldepflicht Dritter

1 Dem Steueramt haben für jede Steuerperiode eine Bescheinigung einzureichen

a) juristische Personen über die den Mitgliedern der Verwaltung und anderer Or-
gane ausgerichteten Leistungen: Stiftungen reichen zusätzlich eine Bescheini-
gung über die ihren Begünstigten erbrachten Leistungen ein;

b) einfache Gesellschaften und Personengesellschaften über alle Verhältnisse, 
die für die Veranlagung der Teilhaber von Bedeutung sind, insbesondere über 
ihren Anteil am Einkommen und Vermögen der Gesellschaft;

c) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und der gebundenen Selbstvorsorge 
über die den Vorsorgenehmern oder Begünstigten erbrachten Leistungen;
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d) die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz über die Verhältnisse, 
die für die Besteuerung des direkten Grundbesitzes und dessen Erträge mass-
geblich sind.

d) die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz über die Verhältnisse, 
die für die Besteuerung des direkten Grundbesitzes und dessen Erträge mass-
geblich sind;

e) Arbeitgeber über ihre Leistungen an die Arbeitnehmer in Form eines Exem-
plars des Lohnausweises oder in anderer vom Steueramt genehmigter Form.

e) Arbeitgeber über ihre Leistungen an die Arbeitnehmer in Form eines Exem-
plars des Lohnausweises oder in anderer vom Steueramt genehmigter Form;

f) Arbeitgeber, die ihren Angestellten Mitarbeiterbeteiligungen einräumen, über al-
le für deren Veranlagung notwendigen Angaben.

f) Arbeitgeber, die ihren Angestellten Mitarbeiterbeteiligungen einräumen, über al-
le für deren Veranlagung notwendigen Angaben;

g) Organe, die Leistungen nach dem Bundesgesetz über die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (Arbeitslosenversi-
cherungsgesetz, AVIG) vom 25. Juni 1982[SR 837.0.] erbringen, über ihre Leis-
tungen an die versicherten Personen; die Übermittlung kann auf elektronischem 
Weg erfolgen.

2 Dem Steuerpflichtigen ist ein Doppel der Bescheinigung zuzustellen.

§  148bis

4. Veranlagung mithilfe von algorithmischen Systemen

1 Die Veranlagung kann auch mithilfe von algorithmischen Entscheid- und Unter-
stützungssystemen (algorithmische Systeme) erfolgen.

2 Die eingesetzten algorithmischen Systeme können gestützt auf definierte Re-
geln und durch maschinelles Lernen die eingereichten Steuerunterlagen analy-
sieren, mit anderen Steuerdaten vergleichen, daraus Muster erkennen und Be-
rechnungen für die zu veranlagende Steuerperiode erstellen. Der Regierungsrat 
regelt den Funktionsumfang der algorithmischen Systeme in einer Verordnung.

3 Die Steuerpflichtigen werden im Rahmen der Aufforderung zur Einreichung der 
Steuererklärung gemäss § 140 Absatz 1 über den möglichen Einsatz und die 
Funktionsweise der verwendeten algorithmischen Systeme informiert. Veranla-
gungsverfügungen, die mithilfe von algorithmischen Systemen erfolgen, werden 
entsprechend ausgewiesen.

https://db.clex.ch/link/Bund/837.0/de
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4 Das Steueramt stellt den Datenschutz und die Datensicherheit der eingesetzten 
algorithmischen Systeme durch angemessene technische und organisatorische 
Massnahmen und geeignete Kontrollen sicher. Der Regierungsrat regelt die 
Massnahmen in einer Verordnung.

§  149
III. Einsprache
1. Voraussetzungen

1 Gegen die Veranlagungsverfügung können der Steuerpflichtige, das Finanzde-
partement und die beteiligte Gemeinde, gegen Verfügungen über Fristerstre-
ckungen und Beweisauflagen kann der Steuerpflichtige bei der verfügenden Be-
hörde schriftlich Einsprache erheben.

2 Die Einsprache gegen die Veranlagungsverfügung ist innert 30 Tagen, die Ein-
sprache gegen die Verfügung über eine Fristerstreckung oder Beweisauflage in-
nert 10 Tagen, von der Zustellung an gerechnet, einzureichen.

2 Die Einsprache ist innert 30 Tagen, von der Zustellung an gerechnet, einzurei-
chen.

3 Richtet sich die Einsprache gegen eine einlässlich begründete Veranlagungs-
verfügung, so kann sie von der Einsprachebehörde mit Zustimmung des Einspre-
chers und der übrigen Antragsteller als Rekurs an das Kantonale Steuergericht 
weitergeleitet werden.

4 Eine Veranlagung nach pflichtgemässem Ermessen kann der Steuerpflichtige 
nur wegen offensichtlicher Unrichtigkeit anfechten. Die Einsprache ist zu begrün-
den und allfällige Beweismittel sind zu nennen. Genügt sie diesen Anforderungen 
nicht, wird darauf nicht eingetreten.

5 …

§  225
2. Ausnahmen

1 Von der Steuerpflicht sind befreit

a) der Ehegatte und der eingetragene Partner oder die eingetragene Partnerin;

b) die Nachkommen, die Adoptivkinder und ihre Nachkommen sowie die Eltern 
und Adoptiveltern;
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c) Stiftungen, deren Destinatäre ausschliesslich Nachkommen, Adoptivkinder und 
ihre Nachkommen sind;

d) die in § 90 Absatz 1 Buchstaben a-k genannten Gemeinwesen, Anstalten und 
juristischen Personen mit Sitz in der Schweiz sowie andere Kantone, ausser-
kantonale Gemeinden und ihre Anstalten, sofern diese nicht wirtschaftliche 
Zwecke verfolgen.

d) die in § 90 Absatz 1 Buchstaben a-k genannten Gemeinwesen, Anstalten und 
juristischen Personen mit Sitz in der Schweiz, die Vereine, soweit sie ideelle 
Zwecke verfolgen, sowie andere Kantone, ausserkantonale Gemeinden und ih-
re Anstalten, sofern diese nicht wirtschaftliche Zwecke verfolgen.

2 Körperschaften im Sinne von Absatz 1 Buchstabe d, die ihren Sitz im Ausland 
haben, sind von der Steuerpflicht befreit, soweit Gegenrecht gehalten wird.

§  230
2. Steuerklassen

1 Die Steuerpflichtigen werden in folgende Klassen eingeteilt

a) Klasse 1: Stiefeltern und Stiefkinder, Pflegeeltern und Pflegekinder, sofern das 
Pflegeverhältnis während mindestens zwei Jahren bestanden hat, sowie die 
Nachkommen von Stief- und Pflegekindern;

b) Klasse 2: Geschwister und Halbgeschwister;

c) Klasse 3: Grosseltern und Schwiegereltern; c) Klasse 3: Grosseltern und Schwiegereltern, sowie Lebenspartnerinnen oder 
Lebenspartner, die zum Zeitpunkt der Entstehung des Steueranspruchs mit der 
zuwendenden Person seit mindestens fünf Jahren ununterbrochen in Wohnge-
meinschaft mit gleichem steuerlichem Wohnsitz gelebt haben;

d) Klasse 4: Onkel und Tanten, Neffen und Nichten;

e) Klasse 5: alle weiteren Steuerpflichtigen.

§  232
4. Steuersatz

1 Die Steuer beträgt (Klassen 1-5):

Tabelle 1 Tabelle geändert Tabelle 2
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2 Ist ein Empfänger nur für einen Teil des Vermögensüberganges im Kanton 
steuerpflichtig, so bestimmt sich die Steuer nach dem Steuersatz für den ge-
samten Übergang.

§  239
V. Berechnung

1 Für die Steuerberechnung gelten die §§ 229-232. Hat der Empfänger innert fünf 
Jahren mehrere Zuwendungen vom gleichen Schenker erhalten, bestimmt sich 
der Steuersatz nach dem Gesamtbetrag aller Zuwendungen.

2 Von jeder Zuwendung werden 14'100 Franken abgezogen. Macht ein Schenker 
mehrere Zuwendungen an den gleichen Empfänger, so wird dieser Abzug innert 
fünf Jahren insgesamt nur einmal gewährt.

2 Von jeder Zuwendung werden 15'200 Franken abgezogen. Macht ein Schenker 
mehrere Zuwendungen an den gleichen Empfänger, so wird dieser Abzug innert 
fünf Jahren insgesamt nur einmal gewährt.

II.

     Keine Fremdänderungen.

III.

     Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.

Solothurn,

Im Namen des Kantonsrats
 
Marco Lupi
Präsident
 
Markus Ballmer
Ratssekretär

Tabelle 1
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Steuer nach Klassen 1 2 3 4 5

für die ersten 28‘197 
Franken

2% 4% 6% 9% 12%

für die nächsten 42'297 
Franken

5% 10% 15% 22,5% 30%

für die nächsten 84'593 
Franken

6% 12% 18% 27% 36%

ab 155‘087 Franken 5% 10% 15% 22,5% 30%

Tabelle 2

Steuer nach Klassen 1 2 3 4 5

für die ersten 30‘396 
Franken

2% 4% 6% 9% 12%

für die nächsten 45'596 
Franken

5% 10% 15% 22,5% 30%

für die nächsten 91'191 
Franken

6% 12% 18% 27% 36%

ab 167‘183 Franken 5% 10% 15% 22,5% 30%


